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1	 |	 Kosten für die Erstausbildung bleiben steuerlich 
			   nicht abzugsfähig
Ein Steuerpflichtiger, der eine erstmalige Ausbildung (Studium oder Berufsausbildung) beginnt, kann die damit 
entstehenden Kosten nicht unbegrenzt als Werbungskosten, sondern nur in Höhe von bis zu 6.000 € im Jahr als 
Sonderausgaben steuerlich absetzen. Das gilt jedoch nicht für Ausbildungen, die der Auszubildende im Rahmen 
eines vergüteten Dienstverhältnisses absolviert. 

Als Erstausbildung im Sinne des Einkommensteuergesetzes gilt eine erstmalige Ausbildung, wenn diese mit einer 
Mindestdauer von 12 Monaten bei vollzeitiger Ausbildung und mit einer Abschlussprüfung durchgeführt wird. Der 
reguläre Schulabschluss zählt nicht dazu. Grundsätzlich ist bei Beginn jeder neuen Ausbildung zu prüfen, ob es sich 
dabei um eine Erst- oder Zweitausbildung handelt. So liegt beispielsweise beim Masterabschluss eines Lehramtstudenten 
noch keine Zweitausbildung vor, da ein Bachelorabschluss nicht ausreicht, um den angestrebten Beruf auszuüben.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) befasste sich nunmehr in seinem Beschluss vom 19.11.2019 mit dem Thema, 
ob mit dem Abzugsverbot von Kosten als Werbungskosten bei der Erstausbildung ein Verstoß gegen das Grund-
gesetz vorliegt. Dabei gelangte es zu der Überzeugung, dass die Regelung im Einkommensteuergesetz nicht gegen 
das Grundgesetz verstößt. Hiernach sind Aufwendungen für die erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium, 
das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, nicht als Werbungskosten abzugsfähig. In den zu beurteilenden Fällen 
sahen Auszubildende ohne Dienstverhältnis und dementsprechend auch ohne Einkommen einen Verstoß gegen 
das Grundgesetz. Dem folgte das BVerfG nicht.

Anmerkung: Anders zu bewerten sind Zweit- und Fortbildungen sowie Umschulungen. Ob ein Abzug der Aufwendungen 
als Werbungskosten oder Sonderausgaben möglich ist, muss in dem jeweiligen Einzelfall gesondert entschieden werden. 

2	 |	 Kaufpreisprämie für Elektro- und Hybridfahrzeuge 
			   verlängert und erhöht
Um einen nennenswerten Beitrag zur Reduzierung der Schadstoffbelastung der Luft zu erreichen, hat sich die 
Bundesregierung zum Ziel gesetzt, mithilfe des Förderprogramms Elektromobilität (Umweltbonus) den Absatz neuer 
Pkw mit Elektro-, Hybrid- und Wasserstoff-/ Brennstoffzellenantrieb mit einer Prämie zu fördern.

Die Kaufprämie für Pkw mit Elektro-, Hybrid- und Wasserstoff-/Brennstoffzellenantrieb gilt rückwirkend für alle Fahr-
zeuge, die ab dem 5.11.2019 zugelassen wurden. Die Förderung erfolgt bis zur vollständigen Auszahlung dieser 
Mittel, längstens bis zum 31.12.2025. Sobald die zur Verfügung stehenden Mittel ausgeschöpft sind, können nach 
Informationen der Bundesregierung keine weiteren Fördergelder bewilligt werden.

Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Unternehmen, Stiftungen, Körperschaften und Vereine, auf die ein Neufahrzeug 
zugelassen wird und die sich verpflichten, das Fahrzeug sechs Monate zu halten. Zuwendungsempfänger ist der 
Antragsteller.

•	 Die Prämie für rein elektrisch betriebene Pkw mit einem Listenpreis unter 40.000 € erhöht sich von 4.000 € auf 
	 6.000 € und für sog. Plug-In-Hybride von 3.000 € auf 4.500 €.  
•	 Reine E-Autos mit einem Listenpreis über 40.000 € werden dann mit 5.000 € und Plug-In-Hybride mit 3.750 € 
	 bezuschusst. 
•	 Für Pkw, die mehr als 65.000 € kosten, entfällt die Förderung.

Anmerkung: Künftig werden – unter weiteren Voraussetzungen – auch junge gebrauchte Elektrofahrzeuge, die 
weder als Firmen- noch als Dienstwagen des Ersterwerbers eine staatliche Förderung erhalten haben, bei der Zweit-
veräußerung eine Umweltprämie erhalten. Das Fahrzeug muss sich auf der Liste der förderfähigen Elektrofahrzeuge 
des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA-Liste) befinden.
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3	 |	 Untergang von Verlusten aus Gewerbebetrieb bei 
			   Betriebsverpachtung?
Ein Gewerbetreibender, welcher sein Unternehmen nicht weiter ausüben will, kann sein Gewerbe abmelden und 
aufgeben oder veräußern. Dabei kommt es in beiden Fällen zur Aufdeckung stiller Reserven und damit zur 
Besteuerung eines Aufgabe- oder Veräußerungsgewinns. 

Vermietet der Steuerpflichtige seinen Betrieb im Anschluss an eine Betriebsaufgabe, befinden sich die Gegenstände 
nun im Privatvermögen und er erzielt Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. Lässt der Unternehmer allerdings 
seinen Betrieb ruhen und vermietet diesen mit all seinen funktionalen Betriebsgrundlagen, werden keine stillen 
Reserven aufgedeckt und er erzielt weiterhin Einkünfte aus Gewerbebetrieb.

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 30.10.2019 entschiedenen Fall aus der Praxis führte eine Kommandit-
gesellschaft (KG) einen Gewerbebetrieb bis zur Hälfte des betreffenden Jahres und verpachtete diesen anschließend 
komplett an eine GmbH. Zu dem Zeitpunkt lag aus den Vorjahren ein Gewerbeverlust vor, welcher bisher weiter 
vorgetragen wurde. Nach einer Betriebsprüfung stellte das Finanzamt fest, dass der Verlustabzug mit Beginn der 
Verpachtung entfallen müsse, da keine Unternehmensidentität mehr vorliegt. Die Gewerbesteuerbescheide wurden 
entsprechend aufgehoben und der Verlust aberkannt. 

Der BFH legte seinem Urteil zugrunde, dass für einen Vortrag des Verlustes die Unternehmensidentität ohne Unter-
brechung vorliegen muss. Dies setzt voraus, dass der im Anrechnungsjahr bestehende Gewerbebetrieb identisch 
ist mit dem Gewerbebetrieb, der im Jahr der Entstehung des Verlusts bestanden hat. Bei einer Besitzpersonen-
gesellschaft, wie in diesem Fall die KG, ist das gegeben, wenn eine sachliche und personelle Verflechtung mit dem 
Betriebsunternehmen (der GmbH) vorliegt, also eine Betriebsaufspaltung. Liegt diese vor, so ist die Unternehmens-
identität gewahrt und die Verluste aus Gewerbebetrieb können weiter fortgetragen werden. Ist die Betriebs-
aufspaltung allerdings zu verneinen, so muss geprüft werden, ob die Tätigkeit des ursprünglichen mit der Tätigkeit 
des verpachteten Gewerbebetriebs dem Grunde nach wirtschaftlich identisch ist. Bei wesentlichen Abweichungen 
gehen die Gewerbeverluste mit Beginn der Betriebsverpachtung unter.

Anmerkung: Wie das Urteil zeigt, können Entscheidungen des Unternehmers bei einer Betriebsaufgabe zu 
erheblichen steuerlichen Folgen führen. Lassen Sie sich in einem solchen Fall immer beraten, um nicht reversible 
Fehler zu vermeiden.

4	 |	 Keine Buchwertübertragung im Fall des 
			   Vorbehaltsnießbrauchs bei einem Gewerbebetrieb 
Mit Urteil vom 25.01.2017 hatte der BFH zu entscheiden, ob eine unentgeltliche Betriebsübertragung von der Mutter 
(M) auf den Sohn (S) nach § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG auch dann steuerneutral möglich ist, wenn M ein Vorbehalts-
nießbrauch an der einzigen wesentlichen Betriebsgrundlage (Grundstücke) eingeräumt wird und M diese weiterhin 
gewerblich nutzt. In diesem Fall verpachtete M den Gewerbebetrieb an einen Dritten weiter. 

Grundsätzlich ist eine Übertragung nach § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG dann steuerfrei, wenn der Übertragende seinen 
gesamten Betrieb, d.h. sämtliche wesentlichen Betriebsgrundlagen, in einem einheitlichen Vorgang überträgt und 
seine bisherige gewerbliche Tätigkeit einstellt. Hierbei ist auf die Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums 
abzustellen, welches abweichend vom zivilrechtlichen Eigentum gem. § 39 Abs. 2 Nr. 1 AO dann vorliegt, wenn 
ein anderer als der Eigentümer die tatsächliche Herrschaft über ein Wirtschaftsgut in der Weise ausübt, dass er den 
Eigentümer von der Einwirkung auf das Wirtschaftsgut wirtschaftlich ausschließen kann.
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Bei einem Nießbrauch ist eine Zuordnung des wirtschaftlichen Eigentums an den Nießbrauchsberechtigten (hier M) 
allerdings nur dann möglich, wenn dieser den zivilrechtlichen Eigentümer für die gewöhnliche Nutzungsdauer der 
Nießbrauchssache von allen Einwirkungen auf diese ausschließen kann. Im vorliegenden Fall wurde S vertraglich 
aber gerade nicht wirtschaftlich von der Einwirkung auf die Grundstücke ausgeschlossen, da der Übergabevertrag 
den Übergang von Besitz, Gefahr, Nutzungen und Lasten auf S vorsah. Daran änderte auch der Nießbrauch nichts, 
da S nicht wirtschaftlich von der Einwirkung auf die Grundstücke ausgeschlossen wurde und das wirtschaftliche 
Eigentum somit bei S verblieb. 

Im Ergebnis ist S damit zwar wirtschaftlicher Eigentümer durch die unentgeltliche Übertragung geworden, die 
Voraussetzungen des § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG sind aber dennoch nicht erfüllt. Da M die einzige wesentliche Betriebs-
grundlage aufgrund des vorbehaltenen Nießbrauchs weiterhin gewerblich nutzt, kommt es zu einer zeitlich gestaffelten 
Betriebsübergabe. Zunächst wird das (wirtschaftliche) Eigentum an S übertragen und erst bei Beendigung des 
Vorbehaltsnießbrauchs wird auch die eigentliche gewerbliche Tätigkeit übertragen. Es sei insoweit unerheblich, ob 
ein aktiv betriebener oder ein verpachteter Betrieb unter Vorbehaltsnießbrauch übertragen wird.

5	 |	 Eintritt des Komplementärs mit Wirksamwerden des 
			   Formwechsels einer GmbH in eine KG
Vorliegend hatte sich das OLG Oldenburg mit dem im Umwandlungsgesetz verankerten Grundsatz der „Kontinuität 
der Gesellschafter“ zu befassen. Dieses Prinzip dient grundsätzlich dem Schutz der Gesellschafter, wonach die zum 
Zeitpunkt der Eintragung des Formwechsels vorhanden Beteiligten auch Anteilsinhaber des neuen Rechtsträgers 
werden. 

Im entschiedenen Fall wurde die A-GmbH in eine UG & Co. KG formgewechselt. Die bisherige Alleingesellschafterin 
B blieb als Kommanditistin beteiligt, die C-UG sollte mit Wirksamwerden der Eintragung des Formwechsels in das 
Handelsregister als Komplementärin ohne Kapitaleinlage beitreten. Hierin sah das zuständige Registergericht einen 
Verstoß gegen die Kontinuität der Gesellschafter, da die C-UG bereits vor dem Formwechsel Gesellschafterin der 
A-GmbH hätte sein müssen.

Dem widersprach das OLG Oldenburg mit Beschluss vom 19.12.2019. Das Prinzip der Kontinuität der Gesellschafter 
werde nicht verletzt, wenn sich alle Beteiligten einig sind und die Änderungen im Gesellschafterbestand auch auf 
Grundlage von geltendem Gesellschaftsrecht herbeigeführt werden könnten. Vorliegend wurde eine solche 
Einigung von den Beteiligten getroffen und notariell beurkundet. Den Beitrittszeitpunkt auf die Wirksamkeit des 
Formwechsels zu legen hat vorwiegend praktische Gründe. Müsste die C-UG bereits vor dem Formwechsel 
Gesellschafterin der A-GmbH sein, wäre dies nur anhand einer Kapitalbeteiligung möglich, was wiederum dem 
Normalfall der ohne Kapitalbeteiligung ausgestatteten Komplementärin zuwiderläuft. 

6	 |	 Anzeigepflichten bei grenzüberschreitenden 
			   Steuergestaltungen
Am 30.12.2019 wurde das Gesetz zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen 
(vgl. hierzu bereits unsere AUTACO Monthly special „Anzeigepflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungsmodelle“ 
vom März 2019) im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. 

Das Gesetz sieht nunmehr keine Anzeigepflichten für nationale Sachverhalte vor. Betroffen sind ausschließlich grenz-
überschreitende Steuergestaltungen. Vorgesehen ist überdies eine Öffnungsklausel für bestimmte Fallgruppen, die 
keinen steuerlichen Vorteil darstellen. Diese Fallgruppen (sog. Whitelist) sind noch durch das Bundesfinanzministerium 
im Einvernehmen mit den Bundesländern zu bestimmen. 
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Das neue Gesetz verpflichtet, ab Juli 2020 grenzüberschreitende Steuergestaltungen an die zuständigen Finanz-
behörden zu melden. Seit dem 25.06.2018 implementierte Gestaltungen müssen mit Inkrafttreten des Gesetzes 
zum 01.07.2020 bis zum 31.08.2020 nachgemeldet werden.

7	 |	 Vorsteuerabzug von Mietereinbauten bei Arztpraxen
Mietereinbauten bezeichnen Bauten oder Baumaßnahmen, welche vom Mieter auf fremdem, z. B. angemietetem 
Grund oder in Gebäuden errichtet werden. Veranlasst worden sind die Maßnahmen durch den Mieter, welcher 
anschließend auch die Kosten dafür trägt. Dabei handelt es sich i. d. R. um materielle Wirtschaftsgüter. Wichtig ist, 
dass selbstständige Wirtschaftsgüter vorliegen. Abzugrenzen von Mietereinbauten ist Erhaltungsaufwand.

Der BFH fällte am 13.11.2019 ein Urteil zum Abzug von Vorsteuer bei Mietereinbauten in Arztpraxen. Dabei ging es 
um eine Augenarzt-GbR, welche Räumlichkeiten von einer GmbH anmietete und ausschließlich zu betrieblichen 
Zwecken nutzte. Mithilfe eines Baukostenzuschusses vom Vermieter führte die GbR eine Baumaßnahme durch, welche 
nach Ablauf der Mietzeit automatisch ins Eigentum der GmbH übergehen sollte. Die für die Praxisbauten in Rechnung 
gestellte und von der GbR bezahlte Umsatzsteuer, wollte diese als Vorsteuer beim Finanzamt (FA) geltend machen. 
Das FA jedoch versagte den Vorsteuerabzug, da die Arztpraxis ausschließlich steuerfreie Ausgangsumsätze tätigt 
und damit grundsätzlich nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. Mit dem Eigentumsübergang handele es sich 
auch nicht um eine eigenständige Werklieferung an den Vermieter, sondern lediglich um ein Hilfsgeschäft zur 
normalen Arzttätigkeit.

Dem widersprach der BFH. Steuerpflichtige Werklieferungen sind Lieferungen, bei denen der Unternehmer die 
Bearbeitung oder Verarbeitung eines Gegenstandes übernommen hat, wobei ein Mieter, der Ausbauten, Umbauten 
und Einbauten auf eigene Kosten vornimmt, grundsätzlich eine Werklieferung gemäß § 3 Abs. 4 UStG ausführt. Das 
gilt jedenfalls dann, wenn er dem Vermieter nicht nur das zivilrechtliche Eigentum überträgt, sondern auch einen 
unmittelbar vom Vermieter tatsächlich genutzten wirtschaftlichen Vorteil zuwendet. Auf dieser Basis kann im 
vorliegenden Fall von einer Werklieferung an den Vermieter ausgegangen werden, da sowohl zivilrechtliches als auch 
wirtschaftliches Eigentum auf ihn übergehen. Die Mietereinbauten sind fester Bestandteil des Gebäudes geworden 
und damit ins Eigentum des Vermieters übergegangen. Für den Vorsteuerabzug muss ein direkter Zusammenhang 
zwischen Eingangs- und Ausgangsumsatz vorliegen. Die Mietereinbauten wurden erbaut und anschließend steuer-
pflichtig veräußert. Ob die übrigen Umsätze steuerfrei sind oder nicht, ist damit irrelevant, da sie nicht in Zusammen-
hang mit der Werklieferung stehen. Der BFH sprach der GbR als Mieter somit den Vorsteuerabzug zu.

Anmerkung: Bei Mietereinbauten empfiehlt es sich grundsätzlich, steuerlichen Rat einzuholen. 

8	 |	 Ausübung des Zuordnungswahlrechts für die Umsatzsteuer
Bei Anschaffung eines Gegenstands/Gebäudes hat der Unternehmer das Wahlrecht, ob eine Zuordnung zum 
Privat- oder Betriebsvermögen erfolgen soll. Grundsätzlich ist dieses bereits bei Anschaffung auszuüben, tatsächlich 
jedoch kann aus praktischen Gründen eine „zeitnahe“ Zuordnung auch erst mit Abgabe der Umsatzsteuer-
Jahreserklärung erfolgen indem die Vorsteuer (ggf. anteilig für den betrieblichen Teil) geltend gemacht wird. 

Dabei ist die gesetzliche Abgabefrist einzuhalten (zzt. der 31.07. des Folgejahres). So sah zumindest die bisherige 
Rechtsprechung des BFH und die entsprechende Umsetzung in der Praxis aus.
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Nun hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) in mehreren laufenden Verfahren über diese bisherige Umsetzung zu 
entscheiden. Fraglich ist dabei, ob die Frist unionsrechtlich gerechtfertigt ist und außerdem, ob eine Zuordnung 
zum Privatvermögen erfolgen darf, sobald keine Anzeichen für eine unternehmerische Zuordnung vorliegen.

In einem der zu entscheidenden Fälle des BFH errichtete ein gewerbetreibender Steuerpflichtiger ein privates 
Einfamilienhaus mit Arbeitszimmer. Im Folgejahr der Errichtung reichte er erst nach Ablauf der gesetzlichen 
Abgabefrist seine Umsatzsteuer-Jahreserklärung ein und machte darin die anteilige Vorsteuer für das Arbeitszimmer 
geltend. Das Finanzamt gewährte ihm diese allerdings nicht, da innerhalb der Abgabefrist oder auf andere Art und 
Weise keine Zuordnung erfolgt war. Nach Ansicht des Steuerpflichtigen ist die Bauzeichnung und ausschließlich 
unternehmerische Nutzung seit Beendigung des Baus ausreichend für die Zuordnung. Der Streitfall landete beim BFH.

Der BFH wandte sich mit seinem Beschluss vom 18.09.2019 an den EuGH, da dieser bereits in 2018 ein Urteil zu 
dieser Problematik verabschiedet hatte. Es ist nun eine einheitliche, mit dem Unionsrecht zu vereinbarende Frist 
festzulegen. Diese darf dabei nicht gegen den Neutralitätsgrundsatz im Rahmen des Erfordernisses einer zeitnahen 
Zuordnung verstoßen, muss aber auch Rechtssicherheit gewähren, was durch eine fristlose Zuordnung nicht möglich 
wäre. Außerdem kann die Zuordnung nicht alleine durch Unterstellungen oder Mutmaßungen erfolgen, wenn keine 
Beweise vorliegen oder steuerliche Behandlungen durch den Steuerpflichtigen vorgenommen wurden. 

Anmerkung: Betroffene Steuerpflichtige sollten nunmehr gegen abschlägige Bescheide Einspruch einlegen und 
auf die Vorlage des BFH beim EuGH verweisen, um eventuell von einer vorteilhafteren Sichtweise des EuGH zu 
profitieren. Es ist jedoch dringend zu empfehlen, sich an die derzeitige Frist für die Zuordnung zu halten, bis sich 
eine eventuell andere Regelung herauskristallisiert.

9	 |	 Nachträgliche Erbschaftsteuer für Familienheim 
Bei der Berechnung der Erbschaftsteuer ist der Vermögensanfall zu ermitteln, der sich aus dem vererbten Vermögen 
ergibt. Wird ein bebautes Grundstück auf den verbleibenden Ehegatten von Todes wegen übertragen, so unterliegt 
dieser Vorgang nicht der Besteuerung, wenn der Ehegatte das Gebäude in den folgenden zehn Jahren selbst 
bewohnt. Dies gilt nicht, wenn er aus zwingenden Gründen an der Selbstnutzung gehindert ist.

Der BFH hat mit Urteil vom 11.07.2019 entschieden, wie die Vorschrift anzuwenden ist, wenn das Grundstück innerhalb 
der Frist verkauft, aber durch ein Nießbrauchrecht trotzdem weiter vom verbleibenden Ehegatten bewohnt wird. 
Im vorliegenden Fall verschenkte die Ehefrau des Verstorbenen innerhalb der zehn Jahre nach dem Tod des Mannes 
das Gebäude an die Tochter, behielt sich selbst jedoch ein Nießbrauchsrecht vor und blieb weiterhin dort wohnen. 
Für das Finanzamt war damit die Frist unterbrochen und die Steuerbefreiung für den Erwerb des Gebäudes nicht 
mehr zu gewähren.

Gestützt wurde die Entscheidung des Finanzamtes durch das Urteil des BFH. Dieser legt den Gesetzeswortlaut 
zugrunde, welcher von „Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken“ spricht. So hat sowohl eine Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken als auch die Eigentümerstellung vorzuliegen. Die Vorschrift sollte durch die Steuerbefreiung das 
Familienheim schützen, was durch eine vorzeitige Veräußerung – auch unter Vorbehalt eines Nießbrauchrechts – 
nicht erreicht werden kann. 

Im Ergebnis ist damit auch eine Übertragung unter Vorbehaltsnießbrauch innerhalb der zehn Jahresfrist schädlich 
für die erbschaftsteuerliche Begünstigung des Familienheims. Der überlebende Ehegatte kann die Erbschaftsteuer-
befreiung für das Familienheim nur in Anspruch nehmen, wenn er im Erbfall Eigentümer der Immobilie wird und 
diese Eigentümerstellung über einen Zeitraum von zehn Jahren aufrechterhält.
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10	 |	 Vorsicht vor Betrugs-E-Mails bei Registrierung im 
			   Transparenzregister
Zurzeit häufen sich betrügerische E-Mails bei der Registrierung im Transparenzregister. Demnach werden E-Mails 
mit dem Absender „Organisation Transparenzregister e.V.“ an diejenigen versendet, welche sich dort registrieren. 
Angeblich ist dieser Vorgang kostenpflichtig, bei unterbleibender Zahlung könnten sogar Bußgelder festgesetzt werden.

Tatsächlich ist die Registrierung jedoch kostenlos! Der offizielle Name der Website lautet www.transparenzregister.de. 
Bitte reagieren Sie nicht auf diese E-Mails! Eine Registrierung oder gar Zahlung auf der Internetseite hat unbedingt 
zu unterbleiben.

11	 |	 Hinweis- und Informationspflichten des 
			   Arbeitgebers – Schadensersatz  
Der Arbeitgeber hat zwar keine allgemeine Pflicht, die Vermögensinteressen des Arbeitnehmers wahrzunehmen. 
Erteilt er jedoch Auskünfte, ohne hierzu verpflichtet zu sein, müssen diese richtig, eindeutig und vollständig sein. 
Andernfalls haftet der Arbeitgeber für Schäden, die der Arbeitnehmer aufgrund der fehlerhaften Auskunft erleidet.

Ein im Jahr 2014 in den Ruhestand getretener Rentner war bei einem Unternehmen beschäftigt. Vor dem Hintergrund 
des zu Beginn des Jahres 2003 in Kraft getretenen Tarifvertrags zur Entgeltumwandlung für Arbeitnehmer schloss 
das Unternehmen mit einer Pensionskasse einen Rahmenvertrag zur betrieblichen Altersversorgung. Im April 2003 
nahm der heutige Rentner an einer Betriebsversammlung teil, auf der ein Fachberater der örtlichen Sparkasse die 
Arbeitnehmer über Chancen und Möglichkeiten der Entgeltumwandlung als Vorsorge über die Pensionskasse 
informierte. 

Im September 2003 schloss der Arbeitnehmer eine Entgeltumwandlungsvereinbarung mit Kapitalwahlrecht ab und 
ließ sich Anfang 2015 seine Pensionskassenrente als Einmalkapitalbetrag auszahlen. Für diesen musste er aufgrund 
einer Gesetzesänderung im Jahr 2003 Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung entrichten. Der Rentner 
verlangte die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge von seinem ehemaligen Arbeitgeber, da dieser ihn vor 
Abschluss der Entgeltumwandlungsvereinbarung über das laufende Gesetzgebungsverfahren zur Einführung einer 
Beitragspflicht auch für Einmalkapitalleistungen hätte informieren müssen. 

Da auf der Betriebsversammlung über Beitragspflichten zur Sozialversicherung nicht referiert wurde, konnte auch 
keine fehlerhafte Auskunft erteilt werden, sodass das Unternehmen gegenüber seinem ehemaligen Arbeitnehmer 
nicht zum Schadensersatz verpflichtet war.

12	 |	 Rechtswidrige IHK-Beiträge
Die Beitragsbescheide zweier Industrie- und Handelskammern sind wegen überhöhter Rücklagen und unzulässig 
erhöhten Eigenkapitals rechtswidrig. Das hat das Bundesverwaltungsgericht am 22.01.2020 entschieden.

In seiner Begründung führte das Gericht aus, dass den Kammern die Bildung von Vermögen gesetzlich verboten ist. 
Rücklagen dürfen sie nur bilden, soweit sie hierfür einen sachlichen Zweck im Rahmen zulässiger Kammertätigkeit 
anführen können. Auch der Umfang der Rücklagen muss von diesem sachlichen Zweck gedeckt sein. Die Prognose 
über die Höhe des Mittelbedarfs muss dem Gebot der haushaltsrechtlichen Schätzgenauigkeit genügen, also 
bezogen auf den Zeitpunkt ihrer Erstellung sachgerecht und vertretbar ausfallen. An diesen Maßstäben ist nicht nur 
die Bildung von Rücklagen, sondern generell jede Bildung von Vermögen – also auch die Erhöhung der Nettoposition – 
zu messen. Dies müssen die Kammern bei der jährlichen Aufstellung ihres Wirtschaftsplans beachten. Überhöhte 
Rücklagen und Nettopositionen müssen die Kammern baldmöglichst auf ein zulässiges Maß zurückführen.
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13	 |	 Teileigentumseinheit – Verstoß gegen die vereinbarte 
			   Nutzung 
In einem vom BGH am 25.10.2019 entschiedenen Fall wurde in einer Teilungserklärung über die Nutzung der 
Einheit diese als „Laden“ bezeichnet. Tatsächlich wurde darin eine Eisverkaufsstelle betrieben. Neben Eis wurden 
auch Kaffeespezialitäten und Erfrischungsgetränke angeboten. Ferner befanden sich in den Räumlichkeiten Tische 
mit ausliegenden Speisekarten sowie Stühle. Der Vermieter verlangte die Unterlassung der Nutzung der Teileigentums-
einheit als Eisdiele.

Die Nutzung einer Teileigentumseinheit als Eisverkaufsstelle (Eisdiele) mit Bestuhlung verstößt gegen die in der 
Teilungserklärung enthaltene Zweckbestimmung, nach der die Einheit nur als „Laden“ genutzt werden darf. Bei 
typisierender Betrachtung stört diese Nutzung jedenfalls dann mehr als eine Nutzung als Ladengeschäft, wenn 
Außenflächen in Anspruch genommen werden, sei es durch eine Außenbestuhlung oder durch den Verkauf nach 
außen, entschieden die BGH-Richter. Somit hatten die Wohnungseigentümer gegen den Mieter der Wohnungs- 
oder Teileigentumseinheit einen Unterlassungsanspruch, da die Nutzung die der in der Teilungserklärung für diese 
Einheit getroffenen Zweckbestimmung widersprach. 

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Christian Kasseckert                                                                  Victoria Klaushofer
Rechtsanwalt/Steuerberater                                                         Steuerberaterin
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Disclaimer 
Die vorstehenden Ausführungen enthalten ausschließlich allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind, den besonderen Umständen 
des Einzelfalls gerecht zu werden. Die bewusst gewählte, komprimierte Form der Darstellung kann naturgemäß nicht alle in Betracht kommenden 
Fallgestaltungen umfassend beleuchten und die dafür jeweils geltenden Besteuerungsgrundsätze aufzeigen.
Insbesondere kann diese Kurzinformation eine individuelle Prüfung und Beurteilung sowie den auf die vorliegenden Besonderheiten im 
Einzelfall abgestimmten fachlichen Rat nicht ersetzen. Für Maßnahmen und Einschätzungen auf der Grundlage dieser Kurzinformation 
übernehmen wir daher keine Haftung.


